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Verfolgungslage der Bahá’í im Iran (Stand: 20. Juli 2026) 

Seit der Islamischen Revolution von 1979 sind die Bahá’í im Iran einer systematischen staatlichen 

Verfolgung ausgesetzt. In den ersten Jahren nach der Revolution wurden über 200 Bahá’í 

hingerichtet; Tausende weitere waren von Inhaftierungen, Folter und anderen Formen schwerer 

Repression betroffen. Ursache dieser Verfolgung ist, dass die Bahá’í-Religion, die 1844 in Persien 

entstand, von den religiösen Autoritäten der Islamischen Republik als Häresie betrachtet wird. Die 

strukturelle Grundlage dieser Politik bildet das 1991 verabschiedete und von Ayatollah Ali Khamenei 

unterzeichnete „Memorandum zur Bahá’í-Frage“, welches die Ausgrenzung der Bahá’í aus zentralen 

Bereichen des öffentlichen Lebens festschreibt. Da die Bahá’í nicht zu den in Artikel 13 der 

iranischen Verfassung anerkannten Religionsgemeinschaften zählen, können sie viele 

verfassungsmäßige Rechte faktisch nicht in Anspruch nehmen. 

Die Verfolgung erstreckt sich auf nahezu alle Lebensbereiche und umfasst willkürliche Festnahmen, 

Bildungsverbote, wirtschaftliche Benachteiligung, Enteignungen, Hasspropaganda sowie die 

Schändung von Friedhöfen und Kultstätten. Der ehemalige UN-Sonderberichterstatter für 

Religionsfreiheit, Heiner Bielefeldt, beschrieb diese Verfolgung als Diskriminierung „von der Wiege 

bis ins Grab und darüber hinaus“. Internationale Menschenrechtsorganisationen wie Human Rights 

Watch und das Abdorrahman Boroumand Center haben die jahrzehntelange Unterdrückung der 

Bahá’í ausführlich dokumentiert und als besonders schwerwiegende Form religiöser Verfolgung 

eingestuft. 

1. Verhaftungen und Inhaftierungen 

Derzeit befinden sich mindestens 55 Bahá’í allein aufgrund ihres Glaubens in Haft, darunter 31 

Frauen und 24 Männer. Sie werden in regulären Gefängnissen, Einrichtungen der Geheimdienste, 

Haftzentren der Islamischen Revolutionsgarde sowie teilweise an unbekannten Orten festgehalten. 

Zusätzlich verbüßen mehr als 19 weitere Bahá’í ihre Strafen außerhalb von Gefängnissen unter 

elektronischer Überwachung. 

Aus zahlreichen Berichten geht hervor, dass inhaftierte Bahá’í häufig körperlicher und psychischer 

Misshandlung ausgesetzt sind. Dazu zählen langwierige Verhöre, andauernde Einzelhaft, Schläge, 

Folter, die Erzwingung von Geständnissen sowie die Verweigerung notwendiger medizinischer 

Versorgung. Darüber hinaus berichten Betroffene regelmäßig über die Missachtung rechtsstaatlicher 

Mindeststandards, den eingeschränkten Zugang zu Rechtsbeiständen und die Verweigerung von 

Haftlockerungen, die anderen Gefangenen gewährt werden. In einem aktuellen Fall sollen 

Familienangehörige eines inhaftierten Bahá’í von Behördenvertretern sogar die Aussage erhalten 

haben, dass „kein Bahá’í-Gefangener freigelassen wird“. 

Peyvand Naimi, der am 8. Januar 2026 festgenommen wurde, und sein Cousin Borna Naimi, der am 

1. März 2026 festgenommen wurde, waren Scheinhinrichtungen, Folter, Einzelhaft und anderen 

Misshandlungen ausgesetzt. Die Behörden der Islamischen Republik versuchen, sie zu zwingen, 

Verbrechen zu gestehen, die sie nicht begangen haben. Peyvand und Borna sind beide junge 

Sportler, der eine Schwimmer, der andere Karate-Profi. Sie wurden ihr ganzes Leben lang wegen 
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ihres Glaubens verfolgt, von sportlichen Aktivitäten und Wettkämpfen ausgeschlossen, nur weil sie 

Bahá’í sind, und ihnen wurden Studium und Beschäftigung verwehrt – alles wegen ihres Glaubens. 

Und nun sind sie aus demselben Grund inhaftiert. 

Der Beauftragte der Bundesregierung für Religions- und Weltanschauungsfreiheit, Thomas Rachel 

erklärte, er sei „schockiert über den Fall Peyvand Naimi“ und forderte dessen sofortige 

Freilassung. Vier weitere Mitglieder des Bundestages, Norbert Altenkamp, Norbert Röttgen, Lamya 

Kaddor und Bodo Ramelow, haben sich ebenfalls zu Wort gemeldet, wobei Ramelow „Folter und 

Scheinhinrichtungen“ sowie den Versuch der „Zerstörung der Bahá’í-Gemeinde im Iran“ verurteilte. 

Kaddor betonte, der Fall stünde “exemplarisch für die Brutalität eines Systems, das gegen die eigene 

Bevölkerung und auch gezielt gegen Minderheiten wie die Bahai vorgeht”. Röttgen erklärte 

hinsichtlich Peyvand: „Die ihm vorgeworfenen Taten soll er begangen haben, während er sich bereits 

in Haft befand”. Altenkamp erklärte hinsichtlich der Scheinhinrichtungen an Peyvand: „Das verurteile 

ich aufs Schärfste und fordere seine sofortige Freilassung!” 

Auffällig ist zudem der hohe Anteil weiblicher Gefangener. Dass zahlreiche Bahá’í in Einrichtungen 

der Revolutionsgarde oder der Geheimdienste festgehalten werden, verdeutlicht, dass ihre religiöse 

Identität von den Behörden als vermeintliche Sicherheitsbedrohung behandelt wird. 

2. Hassrede und Desinformation 

Parallel zur strafrechtlichen Verfolgung setzt die iranische Regierung ihre langjährige Kampagne 

staatlicher Hetze gegen die Bahá’í fort. In Zeiten gesellschaftlicher und politischer Spannungen 

werden Angehörige der Bahá’í-Gemeinde immer wieder als Sündenböcke dargestellt und mit 

haltlosen Vorwürfen diffamiert. 

Ein Beispiel hierfür war die Ausstrahlung mehrerer Fernsehbeiträge auf dem staatlichen Sender 

Channel 2 am 1. Februar 2026. Darin wurden Bahá’í mit schwerwiegenden Anschuldigungen 

konfrontiert, die auf angeblichen Geständnissen beruhten. Die Praxis erzwungener Geständnisse ist 

im Iran seit vielen Jahren dokumentiert. Menschenrechtsorganisationen berichten regelmäßig, dass 

Gefangene durch Druck, Drohungen oder Misshandlungen zu belastenden Aussagen gezwungen 

werden, die anschließend in staatlichen Medien verbreitet werden. 

Die erneute Nutzung solcher Methoden stellt eine erhebliche Eskalation der 

Desinformationskampagne gegen die Bahá’í dar und trägt dazu bei, gesellschaftliche Vorurteile zu 

verstärken sowie weitere Repressionen politisch zu legitimieren. 

3. Beschlagnahmungen und Enteignungen 

Neben Verhaftungen und Propagandakampagnen gehören wirtschaftlicher Druck und Enteignungen 

zu den wichtigsten Instrumenten der Verfolgung. Besonders betroffen ist derzeit die Provinz Isfahan. 

Dort wurden seit Herbst 2025 gegen mehrere Bahá’í Beschlagnahmungsanordnungen erlassen, die 

den Verlust von Wohnraum, landwirtschaftlichen Flächen und Produktionsmitteln zur Folge haben 

können. In einzelnen Fällen sind ganze Familienbetriebe, darunter auch eine Pistazienfarm, bedroht. 
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Die Behörden stützen sich dabei auf Artikel 49 der iranischen Verfassung, der ursprünglich die 

Einziehung unrechtmäßig erworbenen Vermögens ermöglichen soll. Menschenrechtsbeobachter 

werfen den Verantwortlichen jedoch vor, diese Bestimmung gezielt zu missbrauchen, um legitimes 

Eigentum von Bahá’í ohne ausreichende Beweise und ohne rechtsstaatliches Verfahren einzuziehen. 

Berichten zufolge sind darüber hinaus mehr als zwanzig weitere Bahá’í in Isfahan von ähnlichen 

Maßnahmen bedroht. 

Besondere Besorgnis erregt die Rolle mehrerer Justizbeamter, gegen die bereits Sanktionen der 

Europäischen Union wegen Menschenrechtsverletzungen verhängt wurden. Nach Angaben der 

Bahá’í-Gemeinde haben einige der beteiligten Verantwortlichen wiederholt offen anti-bahá’ísche 

Äußerungen getätigt und Betroffenen den Zugang zu wirksamen Rechtsmitteln erschwert. Die 

Vorgänge in Isfahan werden daher vielfach als Beispiel für eine systematische Politik wirtschaftlicher 

Verfolgung verstanden, deren Ziel es ist, die wirtschaftliche Existenz der Bahá’í-Gemeinde nachhaltig 

zu schwächen. 

4. Verweigerung höherer Bildung 

Ein weiteres zentrales Element der Diskriminierung ist der Ausschluss von Bahá’í aus dem 

Bildungswesen. Obwohl die iranische Verfassung den Zugang zu Bildung grundsätzlich garantiert, 

erhalten Bahá’í seit Jahrzehnten keinen gleichberechtigten Zugang zu Hochschulen. 

Im Oktober 2025 wurde erneut Hunderten von Bahá’í-Studierenden die Aufnahme eines Studiums 

verweigert. Beim Abruf ihrer Prüfungsergebnisse erschienen sie als „gesperrt“ und konnten ihre 

gewünschten Studiengänge nicht auswählen. Berichten zufolge sollen Verantwortliche der nationalen 

Prüfungsbehörde erklärt haben, die Entscheidungen seien auf Druck der Sicherheitsbehörden erfolgt. 

Die Bildungsdiskriminierung ist Teil einer umfassenderen Politik sozialer Ausgrenzung. Bahá’í zahlen 

wie alle anderen Bürger Steuern und erfüllen ihre gesetzlichen Pflichten, werden jedoch von 

zahlreichen Berufen ausgeschlossen und sehen sich regelmäßig Einschränkungen bei der 

Wahrnehmung grundlegender Bürgerrechte gegenüber. Die wiederholte Verweigerung des 

Hochschulzugangs zeigt, dass die Benachteiligung der Bahá’í im Bildungsbereich kein Einzelfall, 

sondern ein wesentlicher Bestandteil der staatlichen Diskriminierungspolitik ist. 

Insgesamt verdeutlichen die aktuellen Entwicklungen, dass die Verfolgung der Bahá’í im Iran 

weiterhin systematisch erfolgt und sich auf nahezu alle Bereiche des gesellschaftlichen, 

wirtschaftlichen und kulturellen Lebens erstreckt. Die Kombination aus Inhaftierungen, 

Hasspropaganda, wirtschaftlicher Repression und Bildungsverboten lässt erkennen, dass die Bahá’í-

Gemeinde nach wie vor die am stärksten verfolgte religiöse Minderheit des Landes ist. 
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